
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In seiner Stellungnahme zum Referentenentwurf hat der Verbraucherschutzverband Wohnen 
im Eigentum e.V. (WiE) die Einführung der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung als Al-
ternativmodell zum Mieterstrommodell in § 42 b EnWG befürwortet. Dieser kann von Betrei-
benden und Nutzer*innen unbürokratischer und flexibler eingesetzt und genutzt werden als 
das Mieterstrommodell. Bereits in der Stellungnahme zum Referentenentwurf hat WiE aber 
auch kritisiert, dass die geplanten Regelungen für Wohnungseigentümer*innen und Woh-
nungseigentümergemeinschaften (WEGs)1 nicht mit dem Wohnungseigentumsgesetz (WEGe-
setz) harmonieren. WiE begrüßt daher, dass im Gesetzentwurf jetzt eine ausdrückliche Son-
derregelung für Wohnungseigentümergemeinschaften geschaffen wurde: die gemeinschaft-
liche Gebäudeversorgung soll für WEGs auch über einen Beschluss eingeführt und organisiert 
werden können. Allerdings ist diese Sonderregelung für die konkrete Umsetzung in WEGs 
noch zu wenig durchdacht und ausgestaltet und noch nicht mit dem WEGesetz abgestimmt. 
Es steht mit Sicherheit zu befürchten, dass Sondernormen, die nicht mit dem WEGesetz har-
monisiert werden, zu Irritationen, zu vom Gesetzgeber sicherlich nicht gewünschten 

 
1 Diese Stellungnahme von WiE konzentriert sich auf die geplanten Änderungen bei Mieterstromverträgen und 

den (neu einzuführenden) Gebäudestromverträgen, wobei der Schwerpunkt auf den Regelungen des § 42b 
EnWG und den für WEGs und Wohnungseigentümer*innen noch zu klärenden Fragen liegt.  
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Gerichtsverfahren und zu fehlender Investitionsbereitschaft bei den Wohnungseigentü-
mer*innen führen. Wohnen im Eigentum (WiE) fordert deshalb für das „Vertragsmodell“ fol-
gende Harmonisierung mit dem WEGesetz:  

• Für „Nachzügler“ muss ein gesetzlicher Anspruch auf Vertragsanpassung ins EnWG-E 
aufgenommen werden. 

Soll diese Vorgabe, die dem WEGesetz entspricht, im „Vertragsmodell“ bewusst nicht einge-
führt werden, dann muss das entsprechend klargestellt werden. WiE lehnt aber den Aus-
schluss des Teilhaberechts für Nachzügler ab. 
 
Außerdem fordert WiE für das „Beschluss-Modell“: 

• Da Kostenverteilungen per Beschluss nicht von einzelnen Nutzer*innen gekündigt 
werden können, müssen Sicherheiten für derzeitige und zukünftige vermietende Woh-
nungseigentümer*innen eingeführt werden. D.h. vermietende Eigentümer*innen 
müssen die Verbrauchskosten auf die Mieter*innen umlegen können.  

• Damit diese Forderung mit EU-Recht harmonisiert, muss ggf. per Gutachten die recht-
liche Machbarkeit geklärt werden.  

• Einführung einer Härtefallregelung für den Mieterschutz soweit erforderlich. 

Desweiteren mögen der Klimaausschuss und der Rechtsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges darauf hinwirken, dass das BMWK und das BMJ gemeinsam ein Konzept für die Energie- 
und Wärmewende im Wohnungseigentum erarbeiten. Hintergrund für diese Forderung ist 
die nicht erkennbare Abstimmung der beiden Bundeministerien beim EnWG-E und beim WE-
Gesetz. Das BMJ plant z.B. lediglich die gesetzliche Einführung der Solarsteckergeräte als pri-
vilegierte Maßnahme. Aus Sicht von WiE fehlen weitere wichtige Regelungen, siehe Seite 9.  
 
Bisher gibt es in Deutschland keine angemessene und ausreichende Unterstützung für WEGs, 
um die Transformation ihrer Energie- und Heizsysteme anzugehen und erfolgreich umzuset-
zen.  Die Klimawende wird aber nicht ohne die Wohnungseigentümer*innen zu erreichen 
sein, da fast 25% aller Wohnungen in Deutschland Eigentumswohnungen sind, dies sind etwa 
10 Mio Wohnungen. Hier sind Signale zu setzen, dass die Wohnungseigentümer*innen end-
lich die ihrer Bedeutung nach angemessene politische Beachtung und Unterstützung finden.  
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Im Einzelnen:  
 

A.  Einfügung des § 42b EnWG-E –  
gemeinschaftliche Gebäudeversorgung für WEGs 

 
Der Gesetzentwurf bietet in § 42b EnWG-E ein eigenständiges, gegenüber dem Mieterstrom-
modell unbürokratischeres Konzept an, das Modell der „gemeinschaftlichen Gebäudeversor-
gung“. Das wird von WiE grundsätzlich begrüßt. Als positiv zu bewertende Abänderung des 
Referentenentwurfs sieht der Gesetzentwurf – wie von WiE gefordert – außerdem für Woh-
nungseigentümergemeinschaften (WEGs) nun zwei Möglichkeiten vor, die gemeinschaftliche 
Gebäudeversorgung rechtlich zu organisieren:  

• über einen Vertrag oder  
• durch Beschlussfassung. 

Das Aufzeigen alternativer Umsetzungsstrategien ist grundsätzlich zu befürworten, jedoch ist 
noch keine der beiden Alternativen ausreichend durchdacht und geregelt. In beiden Varian-
ten sind noch Regelungslücken zu schließen: 
 

I. Organisation der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung per Vertrag 

(„Vertragsmodell“) 

 

Problem: Fehlende Anspruchsregelung für Nachzügler 

 

Rechtslage nach dem Wohnungseigentumsgesetz: Wohnungseigentümer*innen haben 

gemäß § 21 Abs. 4 WEG einen Teilhabeanspruch. Das heißt: Später hinzukommende Ei-

gentümer*innen („Nachzügler*innen“) haben einen Rechtsanspruch darauf, die bauli-

che Veränderung nach billigem Ermessen mitbenutzen zu dürfen, wenn die WEG ihrem 

Antrag mehrheitlich zustimmt (ggf. mit Auflagen) und sie sich an den Kosten (der Erstin-

vestition und der Folgekosten) beteiligen.  

Dieser Anspruch besteht für bauliche Veränderungen, die Nutzen- und Kostenbeteili-

gung wird per Beschluss geregelt. Der Anspruch begründet sich aus dem Gemeinschafts-

verhältnis und dem Miteigentum am Gemeinschaftseigentum. Der Anspruch besteht 

auch dann, wenn dafür entweder die Anlagenkapazität erweitert oder ein geänderter 

Nutzungsplan unter Einbeziehung der Nachzügler*innen beschlossen werden muss.   

Weigern sich die Letztverbraucher oder fasst die WEG keinen Beschluss dazu, können 

Nachzügler*innen den Anspruch mittels einer Beschlussersetzungsklage nach § 44 WE-

Gesetz durchsetzen. Klagegegnerin der „Nachzügler*innen“ ist die WEG.  

 

Wird die Nutzung jedoch nur vertraglich geregelt, bleibt offen, wie der obige Anspruch 

gegenüber den bisherigen Nutzer*innen umgesetzt werden soll. Da das EnWG-E und das 

WEGesetz für diese Fälle (noch) nicht aufeinander abgestimmt sind, sondern 
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unterschiedliche Ansprüche aus dem WEGesetz einerseits und dem EnWG (bzw. BGB) 

andererseits erwachsen, ist nicht gesetzlich geregelt, dass der Teilhabeanspruch aus 

dem WEGesetz übertragbar ist. Die Rechtslage ist eher so zu interpretieren, dass der 

wohnungseigentumsrechtliche Teilhabeanspruch im Falle einer vertraglichen Gestaltung 

der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung nicht übernommen wird und somit nicht 

mehr gilt. Ohne Weiteres kann nicht davon ausgegangen werden, dass diejenigen Letzt-

verbraucher, die den Vertrag mit dem bzw. der Betreiberin der gemeinschaftlichen Ver-

sorgungsanlage (z.B. der WEG) abgeschlossen haben, bereit sind, gegenüber Nachzüg-

ler*innen einen Teil des ihnen vertraglich zustehenden Versorgungsanteils abzugeben 

oder Installationskosten zur Erweiterung der Anlage mitzufinanzieren. 

 

WiE-Forderung: 

Für Nachzügler*innen muss ein gesetzlicher Anspruch auf Teilhabe (im Sinne eines An-

spruchs auf Vertragsanpassung) ins EnWG-E aufgenommen werden.  

 

Formulierungsvorschlag: 

Einfügung des folgenden Satzes als § 42b Abs. 6 Satz 3 in das EnWG:. 

„Wird zwischen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und Letztverbrauchern ein 

Gebäudestromnutzungsvertrag gemäß den vorstehenden Absätzen geschlossen, haben 

an diesem Vertrag nicht beteiligte Wohnungseigentümer ein Vertragseintrittsrecht ent-

sprechend § 21 Abs. 4 WEGesetz.“ 

 

 

II. Organisation der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung per Beschluss-

fassung der WEG („Beschluss-Modell“) 

 

1. Problem: Kostenverteilungen durch Beschlüsse können nicht gekündigt wer-

den u.a. – fehlende Klarstellung beim Beschlussmodell 

 

 § 42b Abs. 4 Nr. 3 EnWG-E sieht die entsprechende Übertragung der Regelungen für 

Mieterstrom auf die gemeinschaftliche Gebäudeversorgung vor. Das ist grundsätzlich 

nicht zu beanstanden. Soweit bei Beschlussfassungen gemäß § 42b Abs. 6 Satz 2 

EnWG-E die Absätze 2 bis 5 entsprechend gelten sollen, führt das zu folgender 

Rechtsfolge:  

§ 42b Abs. 4 Nr. 3 EnWG-E verweist auf die entsprechende Anwendung des § 42a 

Abs. 3 EnWG-E und § 42a Abs. 3 EnWG-E enthält Regelungen zur Vertragslaufzeit von 

Mieterstromverträgen. Diese beiden Paragrafen sollen bei der gemeinschaftlichen 

Gebäudeversorgung aufgrund des Verweises in § 42b Abs. 6 Satz 2 EnWG-E auch für 

Beschlüsse der WEG „entsprechend“ gelten. 
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Diese Übertragung von Grundsätzen des Vertragsrechts auf das Beschlussrecht nach 

dem Wohnungseigentumsgesetz wäre gemäß dem Wohnungseigentumsrecht sys-

temwidrig. Denn Beschlüsse über bauliche Veränderungen und deren Kostenvertei-

lung gelten solange die bauliche Veränderung existiert, also bis zum „St. Nimmer-

leinstag“, wenn sie nicht durch einen späteren Zweitbeschluss aufgehoben oder ge-

ändert werden. Es ist im WEGesetz nicht vorgesehen, dass sich einzelne Eigentü-

mer*innen einseitig aus den Folgekosten einer beschlossenen baulichen Verände-

rung „verabschieden“ können.  

Die obige Verweiskette durch § 42b Abs. 6 Satz 2 EnWG-E suggeriert aber, dass genau 

das möglich wäre. Eigentümer*innen könnten sich „entsprechend“ einer Vertrags-

kündigung auch durch einseitige Erklärung aus einem Beschluss lösen. Hier muss zu-

mindest eine Klarstellung erfolgen, dass dies nicht möglich und nicht beabsichtigt ist.  

 

WiE-Forderung: 
Klarstellung im EnWG-E: Kostenverteilungen per Beschluss dürfen nicht von einzel-
nen Wohnungseigentümer*innen gekündigt werden können.  
 

 Formulierungsvorschlag: 

 § 42b Abs. 6 Satz 2 EnWG-E wird wie folgt geändert:  

„Die Absätze 1 bis 5 und die übrigen Vorgaben dieses Gesetzes mit Ausnahme des § 

42a Abs. 3 sind insbesondere im Verhältnis zu dem jeweiligen Letztverbraucher ent-

sprechend anzuwenden.“    

 

2. Problem: Kostenverteilung nach WEGesetz ist nicht personenbezogen - Be-

schlussmodell harmoniert nicht mit dem Vertragsmodell 

 

Desweiteren erfolgt die Festlegung der Kostenverteilung gerade nicht personenbe-

zogen auf einzelne Eigentümer*innen, sondern bezieht sich auf bestimmte Son-

dereigentumseinheiten, also Wohnungen. Kosten und Nutzungen treffen dann die 

jeweiligen Eigentümer*innen dieser Wohnung. Die Rechtswirkungen eines Beschlus-

ses treffen deshalb auch Rechtsnachfolger*innen z.B. bei Wohnungsverkauf oder 

Erbfall. 

 Eigentümer*innen, die für den Beschluss gestimmt und sich an den Investitionskos-

ten einer gemeinschaftlichen Gebäudestromanlage beteiligt haben, werden später 

selten ein Interesse haben, von der Nutzung Abstand zu nehmen. Das kann bei 

Rechtsnachfolger*innen anders sein. Soll das Wohnungseigentumsgesetz hier nicht 

ausgehebelt oder umgangen werden, darf es aber über § 42b Abs. 6 Satz 2 EnWG-E 

und der entsprechenden Anwendung der §§ 42b Abs. 4 Nr. 3, 40a Abs. 3 EnWG-E 

nicht möglich gemacht werden, dass sich einzelne Wohnungseigentümer*innen von 

einem gefassten Beschluss lösen können.  
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WiE-Forderung: 

Beim Beschlussmodell muss klargestellt sein, dass die Kostenverteilung nicht perso-

nenbezogen, sondern sondereigentumsbezogen ist.  

 

 Formulierungsvorschlag: 

Siehe Vorschlag zu II.1.  

 

 

3. Problem: Keine Investitionssicherheit für selbstnutzende Eigentümer*innen 

bei Nutzungsänderung 

 

Gemäß EnWG-E sollen WEGs auch die Möglichkeit erhalten, nach §§ 20, 21 WEGe-

setz die Installation der Gebäudestromanlage und die Kosten-/Nutzenaufteilung per 

Beschlussfassung zu organisieren.  Allerdings werden daran – nach dem EnWG-Ent-

wurf – nur selbstnutzende Wohnungseigentümer*innen interessiert sein, da vermie-

tende Wohnungseigentümer*innen den hauseigenen PV-Strom selbst nicht nutzen 

und diesen Strom ihren Mietern allenfalls unverbindlich anbieten können. Deshalb ist 

davon auszugehen, dass nur selbstnutzende Wohnungseigentümer*innen einer ge-

meinschaftlichen Stromversorgung zustimmen werden.  Da außerdem zu berücksich-

tigen ist, dass etwas mehr als 50% aller Eigentumswohnungen in Deutschland ver-

mietet sind, werden nur wenige WEGs die Chance und das Angebot der gemein-

schaftlichen Stromversorgung nutzen (können). Denn in den meisten WEGs gibt es 

sowohl selbstnutzende als auch vermietende Eigentümer*innen.  

Aber nicht einmal für die selbstnutzenden Wohnungseigentümer*innen ist die Situa-

tion klar geregelt. Denn sobald Eigentümer*innen die Selbstnutzung aufgrund eines 

Umzugs oder einer Unterbringung in einem Pflegeheim o.a. aufgeben, können sie aus 

der PV-Anlage keinen Nutzen mehr ziehen.  Trotzdem werden sie sich weiterhin an 

den Kosten und Folgekosten beteiligen müssen. In diesen Fällen entsteht für Woh-

nungseigentümer*innen ein – im EnWG-E bisher nicht beachtetes und geregeltes – 

scheinbar unlösbares Dilemma: Einerseits haben Eigentümer*innen ein berechtigtes 

Interesse daran, im Fall der Vermietung ihrer bisher selbstgenutzten Wohnung Kos-

ten und Nutzungen an den Mieter weitergeben zu können. Andererseits können Mie-

ter*innen aber nicht dazu verpflichtet werden, einen Beschluss der WEG mit zu tra-

gen – was grundsätzlich korrekt ist.  

Sollen WEGs aber von der Nutzung von dezentralem PV-Strom nicht ausgeschlossen 

werden, bedarf es – für diesen speziellen Fall – einer gesetzlichen Regelung, mit der 

Wohnungseigentümer*innen ihre Mieter*innen verpflichten können, den PV-Strom 

der Hausanlage abzunehmen. Sollte diese Regelung dem EU-Recht widersprechen, ist 



 

 

 

      © 2023 Wohnen im Eigentum     Seite  7 von 10 

eine ziel- und erfolgsorientierte gesetzliche Lösung zu entwickeln. Denn wenn Ei-

gentümer*innen nicht sicher sein können, dass eine Investition in die gemeinschaftli-

che Gebäudeversorgung für sie kostendeckend ausfällt, werden sie entsprechenden 

Beschlüsse nicht zustimmen und die damit verbundenen Investitionen nicht mittra-

gen.  

Nach Ansicht von WiE ist die Schutzbedürftigkeit der Mieter*innen als Letztverbrau-

cher bei der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung geringer zu werten als bei der 

Vollversorgung nach dem Mieterstrommodell, da die gemeinschaftliche Gebäudever-

sorgung nur eine ergänzende Stromversorgung darstellen soll und wird.   

 

Schließlich könnte – soweit erforderlich - eine Härtefallregelung ins EnWG oder in die 

mieterschützenden Regelungen des BGB aufgenommen werden, wonach Mieter*in-

nen nicht zur Abnahme und Kostentragung verpflichtet sind, wenn sie die Möglich-

keit eines günstigeren Vertragsabschlusses über eine Vollversorgung mit einem 

Stromanbieter nachweisen können. 

 

WiE-Forderungen:  

Bei Bedarf sollte mittels Gutachten oder auf einem anderen Weg geprüft werden, 

wie eine Sonderregelung mit EU-Recht vereinbar gestaltet werden kann, damit ver-

mietende Wohnungseigentümer*innen bei der gemeinschaftlichen Gebäudeversor-

gung eine Abnahmepflicht vereinbaren können.  

Aufnahme einer Härtefallregelung für Mieter*innen ins EnWG, soweit erforderlich. 

 

III. Normentransparenz  

 Es mag üblich sein, durch Verweisketten Regelungen miteinander zu verknüpfen. Trans-

parenz erzeugt das aber nicht – insbesondere nicht für Verbraucher.   

Es wäre deshalb wünschenswert, die Inhalte für die Mieterstromverträge, die Regelun-

gen für Verträge über gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung und die Regelungen für 

Beschlüsse über gemeinschaftliche Gebäudeversorgung jeweils komplett in einzelnen 

Paragrafen ohne Verweise auf „entsprechende“ Regelungen zu formulieren.  

Das würde die Vorschriften lesbarer und die Voraussetzungen für die jeweiligen Strom-

nutzungsart transparenter machen. Transparenz ist beim EnWG-E besonders wichtig, 

weil hier bauliche Veränderungen und Nutzungen außerhalb des WEGesetzes geregelt 

werden. 
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B.  Ergänzende Forderungen – Einfügung eines Anspruchs auf PV-
Anlagen als privilegierte Maßnahme u.a. ins Wohnungseigen-
tumsgesetz (WEGesetz) 

 
Fast zeitgleich mit diesem Gesetzentwurf liegt WiE ein Gesetzentwurf aus dem Bundesjustiz-
ministerium (BMJ) zur Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes vor, der im Rechtsaus-
schuss des Bundestags beraten wird. Nach den Vorstellungen des BMJ soll hier für die Ener-
gie- und Wärmewende lediglich die Privilegierung von Steckersolargeräten ins WEGesetz neu 
aufgenommen werden, also ein Rechtsanspruch auf die Installation der Mini-Solaranlagen 
auf Balkonen oder an Fassaden. Weitere gesetzliche Vorgaben für den Klimaschutz hält das 
BMJ nicht für erforderlich. Die Privilegierung von Steckersolargeräten allein wird aber keine 
ausreichenden Impulse für die Energie- und Wärmewende setzen.  
Nicht einmal die Installation von größeren PV-Anlagen auf den Dächern von WEGs soll als 
weitere privilegierte Maßnahme ergänzt werden, obwohl diese nicht nur - aber auch - für die 
Förderung der E-Mobilität in WEGs wichtig wäre und Rechtsklarheit schaffen würde2.  
 
Auch wenn diese Forderung von WiE (s.u.) sich hier nicht auf das EnWG-E bezieht, sondern 
auf das WEGesetz, hält WiE den Verweis darauf für wichtig, da es in beiden Gesetzentwür-
fen um dasselbe Ziel geht – die Einführung gesetzlicher Erleichterungen zur Förderung der 
dezentralen Stromversorgung.  
 
WiE-Forderung:  

• Der Klimaausschuss des Deutschen Bundestags möge darauf hinwirken, dass in § 20 Abs. 

2 WEGesetz eine weitere privilegierte Maßnahme ergänzt wird: Die Installation von PV-

Anlagen auf den Dachflächen.   

Desweiteren sollte ins WEGesetz aufgenommen werden  

• die gesetzliche Verpflichtung von WEGs zur Erstellung eines mittel- und langfristigen Er-

haltungs- und Sanierungsfahrplan inkl. Finanzierungsplan, um mittelfristig die Energie- 

und Wärmewende in den WEGs sicherzustellen. Nur so wird die Transformation der 

Heizsysteme in WEGs gelingen. 

Formulierungsvorschlag: 
In § 20 Abs. 2 WEG wird als weitere Ziffer eingefügt: 

„x. der Nutzung von PV-Anlagen auf Dachflächen.“ 
 
In § 19 Abs. 2 WEG wird als weitere Ziffer eingefügt: 

„7. die Aufstellung eines mittel- und langfristigen Erhaltungs-, Sanierungs- und 
Finanzierungsplans.“ 
 
 

 
2 Hier bedarf es einer Klarstellung, denn bisher ist die Rechtsauffassung, wonach PV-Anlagen eine privilegierte 
Maßnahme gemäß § 20 Abs. 2 Nr. 2 WEGesetz darstellen könnten, noch eine Mindermeinung2. 
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C.  Entwicklung eines Konzeptes für die Energie- und Klimawende 
in WEGs – gemeinsam entwickelt von BMWK und BMJ   

 
 
Während das BMJ einen Minimalentwurf für Änderungen im WEGesetz vorlegt, der für die 
Energie- und Wärmewende nur die Privilegierung Steckersolargeräteregeln anstrebt, scheint 
es im BMWK keine ausreichend durchdachte Befassung mit den Besonderheiten des Woh-
nungseigentums und dem Wohnungseigentumsgesetz gegeben zu haben.  Eine Ressortab-
stimmung unter den beiden Bundesministerien ist angesichts der Defizite nicht erkennbar.  
 
Deshalb sollten der Klimaausschuss und der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 
darauf hinwirken, dass das BMWK und das BMJ gemeinsam ein Konzept für die Energie- 
und Wärmewende im Wohnungseigentum erarbeiten. Aus Sicht von WiE fehlen mindestens 
 

• Harmonisierung der Zielsetzungen und Strategien der beiden Bundesministerien so-

wie des BMWBS für die Energie- und Wärmewende 

• Die Einführung von PV-Anlagen auf WEG-Dächern als privilegierte Maßnahme ins 

WEGesetz  

• Verpflichtung von WEGs zur Erstellung eines mittel- und langfristigen Erhaltungs- und 

Sanierungsplans inklusive eines Finanzierungsplans 

• Konkrete Befugnisse des Beirates  

• Beratungsangebote speziell für WEGs und Wohnungseigentümer*innen, u.a. energe-

tische Rechtsberatung sowie eine moderierende Begleitung bei Sanierungsprozessen 

(Prozessbegleiter) 

• Förderprogramme speziell für WEGs und Wohnungseigentümer*innen oder spezielle 

Förderkontingente für WEGs und Wohnungseigentümer*innen. 

Diese und weitere Forderungen hat WiE wir bereits in seiner Stellungnahme zum Referen-
tenentwurf des Bundesministeriums der Justiz „Entwurf eines Gesetzes zur Zulassung virtu-
eller Wohnungseigentümerversammlungen, zur Erleichterung des Einsatzes von Steckerso-
largeräten und zur Übertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten für Erneuer-
bare-Energien-Anlagen“ vom 07.07.2023 (dort Seite 23-25) und in seiner Stellungnahme zum 
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und zur Änderung der 
Heizkostenverordnung sowie zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsordnung“ vom 
09.05.2023“ (dort Seite 11-13) erhoben. Wir fügen diese Stellungnahmen ebenfalls als An-
lage zur Referenz bei.  
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Wohnen im Eigentum ist bundesweit aktiv, Mitglied im Verbraucherzentrale Bundesverband und 

vertritt speziell die Wohnungseigentümer*innen. Parteipolitisch neutral und unabhängig engagiert 

sich WiE für ihre Interessen und Rechte in der Öffentlichkeit sowie gegenüber Politik und Wirtschaft. 

WiE fordert mehr Verbraucherschutz und Markttransparenz auf dem Bau-, Wohnungs- und Wohn-

markt. Seine Mitglieder unterstützt WiE unter anderem mit kostenfreien Telefonauskünften durch 

Rechtsanwälte und Architekten, Online-Vorträgen und -Schulungen sowie weiteren Beratungs- und 

Informationsdienstleistungen rund um die Themen Bauen + Kaufen, Wohnungseigentum, Moderni-

sierung und Vermietung.  

 

Weitere Informationen: www.wohnen-im-eigentum.de 

 

https://www.wohnen-im-eigentum.de/
https://www.wohnen-im-eigentum.de/

